
Ostermarsch 

Landshut 2022
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Arbeitskreis solidarische Welt Landshut e.V.,
Bürgerforum gegen Atomkraftwerke, 

DGB KV Landshut, DKP Kreis Niederbayern,
Die Linke Kreisverband Landshut-Kelheim, 

Fridays For Future Landshut, Friedens-
initiative Landshut, GEW Kreisverband 

Landshut/Westliches Niederbayern, 
IG Metall Landshut, IG Metall-Jugend Landshut,

Landshut im Wandel e.V., NGG Region 
Niederbayern, Pax Christi, Rocketclub Lands-
hut, terre des hommes, Ver.di Niederbayern,
VVN-Bund der Antifaschisten Kreisverband

Freising-Moosburg und Kreisverband Landshut

Wir fordern:

l Atomwaffenverbotsvertrag der Vereinten 

Nationen unterzeichnen!

l Abschaffung aller Atomwaffen! Abzug statt 

Modernisierung der amerikanischen 

Atomwaffen aus Büchel! Keine neuen 

Atombomber für die Bundeswehr!

l Keine Akzeptanz der Atomkraft als 

nachhaltige Energie!

l Keine Grundgesetzänderung für Aufrüstung!

l Keine Bewaffnung von Drohnen!

l Keine Auslandseinsätze der Bundeswehr!

l Keine Militarisierung der EU, keine 

EU-Armee!

l Stopp aller Rüstungsexporte!

l Anstelle der NATO ein kollektives Sicher-

heitssystem, das alle Länder einschließt 

und Abrüstung ermöglicht!

l Nein zu Rechtsextremismus und Nationa-

lismus! Nein zu den menschenfeindlichen

Umtrieben von AfD, NPD, PEGIDA, 

Identitären, "Reichsbürger:innen" und Co!

l Nein zu Rassismus, Antisemitismus und 

jeglicher Art von Diskriminierung!

l Die Aufnahme von Geflüchteten und einen

menschenwürdigen Umgang mit ihnen!

l Wirksame Maßnahmen gegen den 
Klimawandel und Ausbau erneuerbarer
Energien!

Frieden braucht Mut, 

Engagement und Solidarität. 

Wir setzen Zeichen:

Ostermontag, 18. April 2022

Wir bedanken uns 
bei allen Unterstützer_innen!

Konto der Friedensinitiative:

Brigitte Rasch bei Comdirekt 

IBAN DE10 2004 1111 0463 9498 00 

Frieden kommt nicht von allein  – engagiert euch mit uns!

Auf unserem Ostermarsch gibt es keinen Platz für völkisch-nationalistische

Ideologien, weder für Rassismus noch für Antisemitismus oder für 

rechtspopulistische Islam-Hetze. Wir wünschen auch keine Nationalfahnen,

weil diese von vielen Teilnehmer:innen als Zeichen von Spaltung und 

Unterdrückung empfunden werden. Wer gegen diesen Konsens der 

Veranstalter:innen dennoch verstößt, wird von der Versammlung

ausgeschlossen.

Es geht ums Ganze! 
Klima. Gerechtigkeit. Frieden.



Das Militär schafft kein sicheres Umfeld für 

zivilgesellschaftliche, humanitäre Hilfe und 

Entwicklungszusammenarbeit.

Kein einziger der Auslandseinsätze hat das erreicht, was in 

den Mandaten des Bundestags formuliert wurde. Sie sind ein

Hohn auf die erklärten Ziele der „Konfliktbewältigung und 

Friedensförderung. 

Alle aktuellen Auslandseinsätze tragen zur 
Gewalteskalation und NICHT zum Frieden 
und zur Entwicklung bei.

l Die Infrastruktur ist in weiten Teilen zerstört und die Wirt-

schaft des Landes massiv beeinträchtigt.

l Ein Großteil der Bevölkerung ist von medizinischer Versor-

gung und Bildung ausgeschlossen.

l Laut dem UN-Entwicklungsprogramm könnten bereits 

Mitte 2022 ganze 97% der Afghan:innen unter die 

Armutsgrenze fallen– also fast die gesamte Bevölkerung.

l Die Landwirtschaft kann die Menschen nicht mehr 

ernähren.

l Im Oktober 2021 war fast die Hälfte der Bevölkerung 

unterernährt oder hungerte.

l Millionen Menschen flüchten vor den Folgen von Krieg,

Unterdrückung durch Taliban und Klimaveränderungen.

Beim Abzug der NATO-Truppen wurden viele afghanische

Menschen, mit denen vorher zusammengearbeitet wurde,

trotz anderer Versprechungen einfach zurückgelassen.

Dabei hätten auch Menschen, die nicht mit dem Militär 

gearbeitet haben – Menschenrechtsaktivist:innen, Journa-

list:innen, ... – evakuiert werden müssen. Nun droht ihnen

Folter und Tod durch die Taliban. Die EU lässt Afghanistan

sehenden Auges in eine unvorstellbare Hungerkatastrophe

schlittern.

l Die Verteidigung der Frauenrechte als Rechtfertigung des

Krieges ist eine Irreführung. Zwar wurde Zugang zu Bil-

dungseinrichtungen ebenso wie Berufstätigkeit für Frauen

ermöglicht. Das Leben von Frauen und Mädchen war 

trotzdem geprägt von Zwangsheirat, islamistischer Unter-

drückung (z.B. „Jungfräulichkeits“-Zwangsuntersuchungen

durch die Polizei), Vergewaltigung und Mord.

NEIN - Die humanitäre Lage in Afghanistan ist katastrophal.

Ausführlicher Text im Flyer der Friedensinitiative nachzulesen.
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